




Der Belo Monte Staudamm: 
Paradebeispiel für eine erfolgreiche 
Zivilgesellschaft in Brasilien?
Ina Peters
Der seit Jahren geführte Streit zwischen der brasilianischen Regierung und zivilge-
sellschaftlichen Gruppen um das Wasserkraftwerk Belo Monte nahm am Mittwoch 
(28.09.2011) eine überraschende Wende. Der Bundesgerichtshof in Belém verfügte den 
sofortigen Baustopp und untersagte Eingriffe in den natürlichen Flusslauf, die die Zier-
fischpopulationen gefährden. Das Baukonsortium Norte Energia SA will Widerspruch 
gegen das Urteil einlegen.
Analyse
Seit der Re-Demokratisierung Brasiliens 1985 verzeichnen zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen ein stetiges Wachstum. Im Fokus von Bürgerrechtlern und Umweltakti-
visten steht vor allem der Amazonasregenwald. Ob diese Gruppen die Amazonaspoli-
tik der Regierung, die von der Nutzung natürlicher Ressourcen bestimmt wird, tatsäch-
lich beeinflussen können, ist jedoch fraglich.
  Die Anzahl zivilgesellschaftlicher Gruppen in Brasilien hat sich allein im Zeitraum 
von 1996 bis 2005 mehr als verdreifacht. Umweltschutz- und Bürgerrechtsorganisa-
tionen registrierten in dieser Zeit die größten Zugewinne. Seit dem 1999 verabschie-
deten Gesetz zur Regelung zivilgesellschaftlicher Organisationen ist das Verhältnis 
von Staat und Zivilgesellschaft zudem formalisiert.
  Seit den 1970er Jahren wächst die strategische Bedeutung des Amazonasregen-
waldes stetig. Konflikte um Landtitel und Ressourcennutzung, Umweltschutz 
und indigene Rechte bestimmen seither die Agenda. Am Beispiel von Infrastruk-
tur-Großprojekten zeigen sich die Herausforderungen einer nachhaltigen Amazo-
naspolitik.
  Nepotismus, Klientelismus und Diskriminierung erschweren nach wie vor ein zi-
vilgesellschaftliches Engagement und schüren die Zweifel an Brasiliens Rechts-
staatlichkeit. Durch internationale zivilgesellschaftliche Kooperationen – wie im 
Rahmen des Belo Monte Projektes – gerät die Regierung jedoch zunehmend unter 
Druck.
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Die Entwicklung der brasilianischen 
Zivilgesellschaft
In Brasilien ist zivilgesellschaftliches Engagement 
in erster Linie auf die Gewerkschaftsbewegung 
zurückzuführen. Die seit 2002 regierende Arbei-
terpartei (Partido dos Trabalhadores, PT) entstand 
1980 aus einer Reihe zivilgesellschaftlicher Basis-
organisationen. Bereits in den 1970er Jahren hat-
ten Freiwilligenorganisationen damit begonnen, 
vor allem die von der Politik vernachlässigten In-
teressen der Armen ins Blickfeld zu rücken. Einen 
Aufschwung erlebten zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen mit der politischen Liberalisierung und 
dem Beginn der demokratischen Transition in den 
frühen 1980er Jahren. Zwischen 1978 und 1980 
wurden allein in den großen Städten Brasiliens 
mehr Organisationen gegründet als während der 
gesamten Zeit der ersten Republik (1891-1964). In 
der neuen Verfassung von 1988 wurde zivilgesell-
schaftliche Partizipation in den Bereichen sozi-
ale Teilhabe und Gesundheitsversorgung, Sozial-
recht, Umwelt und Stadtentwicklung zudem erst-
mals institutionalisiert. Nicht zuletzt trug die Re-
gierungsbeteiligung der PT, die bis heute für eine 
Umverteilungs- und Partizipationspolitik steht, 
dazu bei, Partizipationsmechanismen auf kommu-
naler Ebene zu etablieren (Calcagnotto 2005: 282).
Zivilgesellschaftliche Organisationen sind auf-
grund ihres hohen Aktivierungspotenzials in der 
Lage, sozialen Wandel zu initiieren, können die-
sen aber auch verhindern oder rückgängig ma-
chen. Insbesondere die sogenannten „neuen“ so-
zialen Bewegungen, die sich seit den 1970er Jah-
ren in Brasilien gebildet haben, fordern in Be-
zug auf die Entscheidungsprozesse der Regie-
rung verstärkt Effizienz, Transparenz, Kontrolle 
und Rechenschaftspflicht. Diese Bewegungen ori-
entieren sich nicht mehr an der sozialen Herkunft 
ihrer Akteure (z.B. Arbeiter- oder Bauernbewe-
gungen), sondern an dem Gegenstand ihrer Ak-
tionen (z.B. Umwelt- oder Frauenthemen). Sie fol-
gen den Prinzipien von Gewaltlosigkeit, sind un-
tereinander vernetzt und arbeiten themenorien-
tiert (Zimmering 2008: 40). Obwohl Nichtregie-
rungsorganisationen (NROs) in Brasilien fest eta-
bliert sind, steht ihre begriffliche und rechtliche 
Eingrenzung noch aus. Das Gesetz zur Regelung 
zivilgesellschaftlicher Organisationen aus dem 
Jahr 1999 kennt formell nur die so genannte „Zivil-
gesellschaftliche Organisation des öffentlichen In-
teresses“ (OSCIP), die eine Sonderform der NRO 
darstellt. Einzig bei Erfüllung besonderer Trans-
parenzkriterien kann eine Organisation vom Jus-
tizministerium als OSCIP und somit als Partnerin 
der Regierung anerkannt werden. Auch der Ver-
band brasilianischer Nichtregierungsorganisati-
onen (ABONG) streitet für seine Anerkennung als 
OSCIP, um den Status seiner Mitglieder zu ver-
bessern (Calcagnotto 2005: 279-280).
Laut einer gemeinsamen Studie brasilianischer 
Forschungsinstitute und der ABONG waren im Jahr 
2006 nicht weniger als 338.000 zivilgesellschaftliche 
Organisationen in Brasilien tätig. Dabei handelt es 
sich um private Stiftungen, Verbände und Organi-
sationen, die insgesamt 1,7 Mio. Arbeitsplätze stel-
Quelle: Instituto Brasileiro de Geografia e Estatística, IBGE (<www.ibge.gov.br>, 07.09.2011).
Abbildung 1: Anzahl zivilgesellschaftlicher Organisationen zwischen 1996 und 2005
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len. Religionsgemeinschaften, Bürgerrechtsorga-
nisationen, die sich unter anderem für Arbeit und 
Ausbildung, Minderheiten und ländliche Entwick-
lung einsetzen, sowie Arbeitgeber- und Berufsver-
bände stellten zuletzt die größten Anteile.
Die noch junge Umwelt- und Tierschutzbewe-
gung erfuhr in den Jahren von 2002 bis 2005 den 
deutlichsten Zuwachs. Sie legte mit einem Plus von 
61 Prozent dreimal so stark zu wie die Gesamtheit 
der zivilgesellschaftlichen Organisationen (23 Pro-
zent). Diese Entwicklung spiegelt laut des brasilia-
nischen Institutes für Geographie und Statistik (In-
stituto Brasileiro de Geografia e Estatística, IBGE) die 
globale Besorgnis der Bevölkerung über den man-
gelnden Umwelt- und Tierschutz wider.
Traditionell finden sich die meisten zivilge-
sellschaftlichen Organisationen Brasiliens im rei-
cheren Südosten des Landes. Allerdings verzeich-
net der Nordosten seit 2002 die größten Zuwächse. 
Die geographische Verteilung der Stiftungen, Ver-
bände und Organisationen verdeutlicht zudem 
die spezifischen regionalen Interessen. Während 
58 Prozent der Religionsgemeinschaften und 49 
Prozent der Gesundheitsverbände im Südosten 
angesiedelt sind, konzentrieren sich im Nordos-
ten Bürgerrechtsorganisationen (39 Prozent). Die 
Ursachen hierfür liegen in den jahrzehntealten 
Konflikten um Land- und Ressourcennutzung, 
Umweltschutz und indigene Lebensräume.
Amazonien als umkämpftes Terrain
Das koloniale Erbe Brasiliens besteht in einer 
ungerechten Landverteilung, die einigen Groß-
grundbesitzern vor allem in Amazonien nicht nur 
Boden, sondern auch Macht und Einfluss sichert. 
Indigene Völker und landlose Siedler müssen da-
gegen um ihre Lebensgrundlage fürchten. Dubi-
ose Landgeschäfte und die Besetzung von Gebie-
ten ohne formalen Besitzanspruch führen bis heu-
te dazu, dass Gewohnheitsrechte und Selbstjustiz 
in der Region vorherrschen.
Die Erschließung und Besiedelung des Amazo-
nasgebietes begannen in den 1970er Jahren im Rah-
men einer strategischen Amazonaspolitik. Techno-
kraten und nationale Eliten waren damals für die 
Umsetzung der staatlichen Programme verant-
wortlich. Die Schuldenkrise Ende der 1980er Jahre 
verhinderte jedoch die Umsetzung einiger Groß-
projekte, die seitdem von Regierung zu Regierung 
weitervererbt werden und inzwischen zum Teil im 
aktuellen Wachstumsprogramm PAC (Programa de 
Aceleração do Crescimento) aufgegangen sind. Mit 
der Re-Demokratisierung eröffneten sich auch in 
der Amazonaspolitik neue Spielräume für gesell-
schaftliche Teilhabe und partizipative Entschei-
dungsprozesse (Scholz 2003).
Die zunehmende Abholzung des Regenwaldes 
ist ein Konfliktthema, das nicht zuletzt internatio-
nal große Aufmerksamkeit hervorruft. Zu Zeiten 
der Kolonialisierung war die Entwaldung vor 
allem auf das Interesse an Edelhölzern zurückzu-
führen. Gegenwärtig führt die staatlich subven-
tionierte Umwandlung der Waldgebiete in An-
bau- und Weideflächen (Sojaproduktion und Rin-
derzucht) sowie für umfangreiche Infrastruktur-
maßnahmen (Straßenbau und Staudämme) zur 
Entwaldung. Auch der illegale Abbau von Bo-
denschätzen und die Brandrodung durch land-
lose Bauern tragen dazu bei, dass heute mehre-
re Baumarten vom Aussterben bedroht sind. Ob-
wohl Brasilien im Jahr 2010 mit 6.451 km² die ge-
ringste Abholzung seit 1988 verzeichnen konnte, 
zeigen die Statistiken, dass es sich um ein struktu-
relles Problem handelt.
Einer der Hauptgründe für die Rodung ist nach 
Aussagen des Zentrums für internationale Forst-
wissenschaft (CIFOR) die Gewinnung von Weide-
land für die Rinderzucht. Zwischen 1990 und 2000 
wuchs die Größe der Rinderherden im Amazo-
nasgebiet demnach von 26 Mio. Tieren auf fast 48 
Mio. Tiere. Gleichzeitig stieg der Anteil der Tiere 
im Amazonas gemessen an der Gesamtzahl der in 
Brasilien gezüchteten Rinder von 18 auf 28 Prozent. 
2008 war Brasilien laut der Vereinigung brasilia-
nischer Rindfleischexporteure (ABIEC) mit einem 
Volumen von 2,2 Mio. Tonnen an Rinderschlacht-
körpern der weltweit größte Exporteur. 
Dabei ist die Abholzung des Regenwaldes so-
wohl mit der Sozial- als auch mit der Wirtschafts- 
und Umweltpolitik eng verbunden. Die Been-
digung der Abholzung des Regenwaldes erfor-
dert nicht nur eine umfassende Landreform, son-
dern einen gesellschaftlichen Bewusstseinswan-
del und ein konsequentes Aufbrechen der patri-
archalischen Machtstrukturen in der Region. An-
gesichts des staatlichen Unvermögens, die Zustän-
de in Amazonien zu ändern, haben sich viele Men-
schen zu sozialen Bewegungen und Aktivisten-
gruppen zusammengeschlossen. Der Einsatz für ih-
re Interessen ist mitnichten ungefährlich, wie die 
vielen Fälle von Gewalt und Mord an führenden 
Aktivisten zeigen. Allein im vergangenen Jahr ver-
zeichnete die brasilianische Landpastorale (CPT) 
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landesweit annähernd 850 Landkonflikte, von de-
nen mehr als die Hälfte in den neun Amazonas-
staaten Acre, Amapá, Amazonas, Maranhão, Mato 
Grosso, Pará, Rondônia, Roraima und Tocantins 
stattfanden. Laut CPT wurden 2010 allein im Bun-
desstaat Pará 18 Menschen aufgrund von Land- 
und Ressourcenkonflikten ermordet und 30 mit 
dem Tod bedroht. Als Reaktion auf die Häufung 
von Gewalttaten entsandte die Regierung im Ju-
ni 2011 eine Sondertruppe aus Militärs und Poli-
zisten ins Amazonasgebiet, um weitere Gewaltta-
ten zu verhindern und ein Exempel zu statuieren. 
Insgesamt ist jedoch festzustellen: Trotz massiver 
Bedrohungen hat das zivilgesellschaftliche Enga-
gement für Menschenrechte, Bildung und Um-
weltschutz in den letzten Jahren zugenommen. 
Besonders im Bundesstaat Pará konnte ein Wachs-
tum bei den Bauerngesellschaften, NROs und der 
katholischen Kirche verzeichnet werden. Auf mas-
siven Widerstand und zivilgesellschaftliches En-
gagement treffen auch die staatlichen Infrastruk-
turprojekte mit ihren zum Teil erheblichen ökolo-
gischen und sozioökonomischen Konsequenzen.
Der Fall Belo Monte: Sind Fortschritt und 
Nachhaltigkeit unvereinbar?
Der Bau des Wasserkraftwerkes Belo Monte ist 
eines der Projekte, die bereits in den 1970er Jahren 
unter der Militärdiktatur in Erwägung gezogen 
wurden und nun im Wachstumsprogramm PAC 
aufgegangen sind. Der Belo Monte Staudamm wä-
re nach dem Drei-Schluchten-Staudamm in China 
und dem Itaipú-Staudamm im Grenzgebiet zwi-
schen Brasilien und Paraguay das drittgrößte Was-
serkraftwerk der Welt. Eines der größten sozialen 
Bündnisse gegen das Wasserkraftwerk ist die Be-
wegung „Lebendiger Xingu Für Immer“ (Movimen-
to Xingu Vivo Para Sempre, MXVPS), der sich mehr 
als 250 Basisorganisationen aus der Region ange-
schlossen haben. Die Kritik der Kraftwerksgeg-
ner richtet sich insbesondere gegen die Bedrohung 
der Ökosysteme und der indigenen Siedlungsge-
biete durch die Umleitung des Flusses und die Flu-
tung einer mehr als 500 km² großen Fläche. Sie be-
fürchten massive soziale und sozioökonomische 
Auswirkungen auch für die Menschen am unteren 
Flusslauf und in Gebieten, die nicht unmittelbar 
am Flussufer liegen (Diamond und Poirier 2010). 
Inzwischen wird das Kraftwerk als strategisches 
Infrastrukturprojekt betrachtet und von der PT-Re-
gierung unterstützt. Brasiliens ehemaliger Präsi-
dent (2003-2010) und früherer Gewerkschaftsfüh-
rer Luiz Inácio Lula da Silva („Lula“) hat sich nach 
eigenen Angaben selbst von dem Projekt überzeu-
gen lassen. Seine Meinungsänderung hat zu einem 
massiven Vertrauensverlust seitens der zivilgesell-
schaftlichen Organisationen geführt.
Im Bundesstaat Pará, wo der Staudamm gebaut 
werden soll, wuchs der Widerstand in den letzten 
Jahren erheblich an und hat eine neue Qualität er-
reicht. Die zivilgesellschaftlichen Gruppen haben 
ihre Strategien und Instrumente an die veränderten 
institutionellen Rahmenbedingungen angepasst. In 
den 1980er Jahren, als die Finanzierung des Was-
serkraftwerkes noch mit internationalen Mitteln er-
folgen sollte, setzte man in erster Linie auf die Un-
terstützung internationaler Institutionen. Durch 
eine Intervention bei der Weltbank konnte das Pro-
jekt damals gestoppt werden. Heute verfügt Bra-
silien über genügend Eigenkapital, um Belo Mon-
te bauen zu können. Die heutigen Adressaten der 
Protestbewegung sind daher in erster Linie ein-
heimische Politiker, Behörden und Unternehmen. 
Laut brasilianischer Verfassung ist für Großpro-
jekte auf indigenem Gebiet ein umfangreiches Ge-
nehmigungsverfahren notwendig, das jedoch seit 
Jahren von den zuständigen Behörden und Unter-
nehmen umgangen wird. Hierauf begründen sich 
die Kritik und die Aktivitäten der Staudammgeg-
ner, die durch Protestschreiben und -märsche, Blo-
ckaden, Mahnwachen und Petitionen auf den Kon-
flikt aufmerksam machen wollen. Zudem wählen 
die zivilgesellschaftlichen Organisationen zuneh-
mend den Rechtsweg und arbeiten eng mit der 
Bundesstaatsanwaltschaft (Ministério Público) zu-
sammen, die im öffentlichen Interesse die Gesetz-
lichkeit öffentlicher und privater Akteure über-
wacht. Auch Beschwerden an internationale Insti-
tutionen wie die Vereinten Nationen und die Orga-
Quelle: <www.mongabay.com> (Datenbasis: National  
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nisation Amerikanischer Staaten haben in den letz-
ten Jahren zugenommen.
Zwei Vorgänge sind für den Planungs- und Ge-
nehmigungsprozess derzeit von besonderer Bedeu-
tung: Die nationale Lizenzierung des Wasserkraft-
werkes sowie eine Beschwerde, die im November 
2010 von einem Bündnis zivilgesellschaftlicher Or-
ganisationen an die Interamerikanische Kommissi-
on für Menschenrechte (Inter-American Commissi-
on on Human Rights, IACHR) gerichtet wurde. Bei-
de Vorgänge sind für die Durchführung des Pro-
jektes entscheidend und schaffen zudem Einfluss-
möglichkeiten für zivilgesellschaftliche Gruppen.
Die Lizenzierung des Wasserkraftwerkes ist ei-
ne zentrale Entscheidung, die vom Brasilianischen 
Institut für Umwelt und erneuerbare natürliche 
Ressourcen (Instituto Brasileiro do Meio Ambiente e 
dos Recursos Naturais Renováveis, Ibama) sowie 
regionalen Lizenzierungsbehörden und Gerichten 
getroffen wird. Die Einflussmöglichkeiten zivilge-
sellschaftlicher Organisationen sind in dieser Pha-
se besonders stark und das Engagement dement-
sprechend groß. Die zivilgesellschaftlichen Grup-
pen in Pará arbeiten eng mit der Bundesstaatsan-
waltschaft zusammen, um den Bau des Belo Mon-
te-Staudamms auf juristischer Ebene zu stoppen. 
In mehreren Gerichtsprozessen wurde inzwi-
schen festgestellt, dass die Umweltverträglich-
keitsprüfungen unvollständig sind und die Kon-
sultationsverfahren nicht gesetzmäßig durchge-
führt wurden. Der Bundesrichter von Pará, Antô-
nio Carlos Almeida Campelo, kritisierte insbeson-
dere, dass die laut Artikel 176 der brasilianischen 
Verfassung zu erarbeitenden spezifischen Rege-
lungen zur Nutzung von Wasserkraft auf indi-
genem Gebiet noch nicht vorlägen. Das gesamte 
Planungs- und Genehmigungsverfahren sei daher 
verfassungswidrig. Die von Campelo erlassenen 
einstweiligen Verfügungen gegen die Versteige-
rung der Nutzungslizenz für die Wasserkraft wur-
den jedoch vom übergeordneten Regionalen Bun-
desgericht der 1. Region aufgehoben. Aufgrund 
heftiger gerichtlicher Auseinandersetzungen am 
Tag der Lizenzversteigerung wurde das Verfah-
ren übereilt abgeschlossen und das Ergebnis erst 
nach einem weiteren Gerichtsurteil bekannt ge-
geben. Im Juni 2010 wurde Richter Campelo in 
einem offensichtlich politisch motivierten Verfah-
ren schließlich seines Amtes enthoben. Ein neues 
Umweltgericht in Belém wird in Zukunft für den 
Fall Belo Monte verantwortlich sein. Die intrans-
parente Abwicklung der Lizenzversteigerung und 
die Amtsenthebung des Richters Campelo nähren 
Zweifel an der Gesetzmäßigkeit der Vorgänge.
Am 1. April 2011 forderte die Interamerikani-
sche Kommission für Menschenrechte einen so-
fortigen Stopp der Genehmigungsverfahren und 
Baumaßnahmen im Fall des Staudammes Be-
lo Monte. Die IACHR reagierte damit auf die Be-
schwerden von Umwelt- und Menschenrechtsak-
tivisten, die eine Gefährdung der indigenen Ge-
meinschaften im Xingu-Becken sowie die Zerstö-
rung der indigenen Gebiete befürchten. Die Forde-
rungen der IACHR beinhalten die umfassende In-
formation der indigenen Gemeinschaften in einem 
zugänglichen Format und der jeweiligen indigenen 
Sprache sowie ihre Konsultation gemäß den inter-
nationalen Konventionen.1 Außerdem soll Brasilien 
geeignete Maßnahmen ergreifen, um das Leben 
und die physische Integrität der indigenen Völ-
ker zu schützen und die Ausbreitung von Krank-
heiten und Epidemien infolge des Wasserkraft-
werkes zu verhindern. Die amtierende brasilia-
nische Präsidentin Dilma Rousseff und ihre PT-ge-
führte Regierung reagierten abweisend und ver-
weigerten zusätzliche Maßnahmen zum Schutz 
der indigenen Völker. Das brasilianische Außen-
ministerium Itamaraty bezeichnete die Ansichten 
der IACHR als übereilt und ungerechtfertigt. Das 
Konsortium Norte Energia, das mit dem Bau beauf-
tragt ist, ließ mitteilen, dass die indigenen Gemein-
schaften der Region freien und breiten Zugang zu 
den relevanten Unterlagen hätten und an mehr als 
30 Sitzungen zu dem Bauvorhaben teilgenommen 
hätten. Vertreter in Brasilien tätiger internationaler 
NROs werfen der brasilianischen Diplomatie hin-
gegen schwere Fehler vor und befürchten eine in-
ternationale Blamage. Das Image Brasiliens als Re-
gionalmacht und Veranstalter der UN-Konferenz 
für nachhaltige Entwicklung in Rio de Janeiro im 
Jahr 2012 stehe im Widerspruch zu der Regierungs-
position im Fall Belo Monte, sagte die Vizedirek-
torin der Umweltschutzorganisation AIDA, Astrid 
Puentes. Die Anhörung indigener Völker im Fall 
von Infrastrukturgroßprojekten in indigenen Ge-
bieten ist in der brasilianischen Verfassung sowie 
in internationalen Verträgen2 geregelt. Die negati-
1 Indigene Völker haben einen Anspruch auf freie, informati-
ve Konsultationen, die guten Glaubens durchgeführt werden, 
kulturell passend sind und eine Vereinbarung zum Ziel haben.
2 Brasilien ratifizierte die Amerikanische Menschenrechtskon-
vention im Jahr 1992 und die ILO Konvention 169 im Jahr 
2002. Am 13.09.2007 stimmte Brasilien in der UN-General-
versammlung der Erklärung der Vereinten Nationen über die 
Rechte der indigenen Völker zu, die jedoch als Soft Law gilt 
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Gerichte aber zum Teil verfassungswidrige Ent-
scheidungen treffen, wie im Fall Belo Monte of-
fensichtlich wird (Scholz 2010: 27). 
Tabelle 1: Vertrauen in demokratische 
Institutionen in Brasilien
Quelle:  Latinobarómetro 2009 (<www.latinobarometro.
org>, 07.09.2011).
Solche Entscheidungen tragen dazu bei, dass zi-
vilgesellschaftliche Interessen weiterhin vermit-
tels direkter Forderungen an die Behörden arti-
kuliert statt durch repräsentative Institutionen 
in den politischen Entscheidungsprozess einge-
bracht werden. Politische Parteien scheiden auf-
grund ihrer mangelnden Verbundenheit mit der 
Zivilgesellschaft als Interessenvermittler größten-
teils aus. Die Dis tanz zwischen Parteien und Ge-
sellschaft in Brasilien ist unter anderem auf die 
Entstehungsgeschichte der Parteien zurückzufüh-
ren. Historisch gesehen, spielen sie eine der Exe-
kutive untergeordnete Rolle in der Interessenver-
tretung und Politikformulierung. Da sie in einigen 
Fällen nicht aus der Gesellschaft heraus, sondern 
vom Staat gegründet wurden, fehlt es ihnen an 
Identität und Verbundenheit mit der Zivilgesell-
schaft (Mainwaring 1988: 93). Diese häufig als sub-
desenvolvimento partidário bezeichnete Unterent-
wicklung der Parteien3 befördert das Engagement 
zivilgesellschaftlicher Organisationen und sozia-
ler Bewegungen. Ist die brasilianische Zivilgesell-
schaft also zu Recht Hoffnungsträger der Politik?
Zweifelsohne können die neuen sozialen Be-
wegungen dazu beitragen, dass sich die brasilia-
nische Zivilgesellschaft von ihrem Selbstverständ-
nis als autonome und oppositionelle Kraft löst. Sie 
helfen, die politische, ökonomische und kulturelle 
Exklusion bestimmter Bevölkerungsgruppen ab-
3 Der Begriff  wurde von Bolívar Lamounier und Rachel Mene-
guello geprägt und unter anderem von Scott Mainwaring und 
Amaury de Souza übernommen.
ve Reaktion der brasilianischen Regierung auf die 
Forderungen der IACHR schüren Zweifel an der 
Ernsthaftigkeit, mit der Brasilien den Schutz von 
Mensch und Umwelt sowie die Einhaltung inter-
nationaler Abkommen verfolgt.
Der Fall des Wasserkraftwerkes Belo Monte zeigt 
die widersprüchlichen Interessen, die das Ama-
zonasgebiet als strategische Region hervorbringt. 
Die Betroffenheit indigener Völker, die teilweise in 
selbst gewählter Isolation im und vom Regenwald 
leben, macht den Konflikt zwischen ressourcenin-
tensivem Wirtschaftswachstum und nach haltiger 
Subsistenzversorgung besonders deutlich. Brasi-
lien muss Wege finden, um seinen Energiebedarf 
zu decken, ohne dabei die Lebensgrundlage eines 
Teiles seiner Bevölkerung zu zerstören. Durch die 
enge Verflechtung der verschiedenen Konflikt-
felder sind dafür umfassende Reformen in Verwal-
tung und Justiz sowie ein gesellschaftlicher Werte-
wandel notwendig. Welche Möglichkeiten hat Bra-
siliens Zivilgesellschaft, diese gesellschaftlichen 
Veränderungen voranzubringen?
Möglichkeiten und Grenzen gesellschaftlicher 
Einflussnahme
Politische und wirtschaftliche Reformen haben 
zur Bekämpfung der Armut und zur Steigerung 
des Lebensstandards in Brasilien beigetragen. Die 
Modernisierung von Staat und Gesellschaft ist da-
gegen weit hinter den Erwartungen zurück geblie-
ben (Nohlen 2004: 97). Das koloniale Erbe Brasili-
ens spiegelt sich bis heute in der geringen Veran-
kerung des Repräsentationsgedankens und dem 
fehlenden Verantwortungsbewusstsein der Regie-
renden gegenüber der Bevölkerung wider. Nepo-
tismus, Klientelismus und Diskriminierung sor-
gen für eine faktische Exklusion insbesondere der 
indigenen Minderheiten. Die Ungleichheit inner-
halb der Bevölkerung führt zu mangelnder sozia-
ler Integration und untergräbt die Legitimität des 
Repräsentativsystems (Nohlen 2004: 92). Obwohl 
laut Latinobarómetro (2009) die Mehrheit der Brasi-
lianer (55 Prozent) die Demokratie als bevorzugte 
Staatsform ansieht, gelten die modernen demo-
kratischen Institutionen als wenig vertrauenswür-
dig und irrelevant für politische Entscheidungs-
prozesse (siehe Tabelle). 
Dies ist nicht verwunderlich, wenn der Rechts-
weg der Gesellschaft zwar formell offen steht, die 
und rechtlich nicht bindend ist.
Vertrauen in die wenig oder kein Vertrauen
Judikative (Recht sprechung) 55 Prozent
Legislative (Parlament) 65 Prozent
Exekutive (Regierung) 53 Prozent
Parteien 78 Prozent
Lokalregierung 61 Prozent
Öffentliche Verwaltung 61 Prozent
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zubauen und die Konsolidierung des demokrati-
schen Systems voranzutreiben (Nohlen 2004: 83).
Unterstützung bekommen zivilgesellschaft-
liche Gruppen zudem häufig von transnationalen 
Akteuren. Die mangelhafte Durchsetzungsfähig-
keit des brasilianischen Staates, die vielen Ver-
antwortlichen durchaus bewusst ist, wird zuneh-
mend von externen Akteuren kritisiert. Je nach-
drücklicher Brasilien sich als regionale Führungs-
macht zu profilieren versucht, desto stärker wach-
sen die Forderungen und Erwartungen der inter-
nationalen Staatengemeinschaft. In sozialen und 
ökologischen Fragen soll Brasilien zunehmend 
westliche Standards einhalten und eine Vorrei-
terrolle in Südamerika einnehmen. Die Verweige-
rung konkreter Entwaldungs- und Emissionsziele 
auf internationalen Klimakonferenzen zeigt, dass 
selbst die brasilianischen Verhandlungsführer ih-
re Regierung nicht in der Lage sehen, die erforder-
lichen Maßnahmen konsequent umzusetzen.
Fazit
Lange Zeit hat Brasilien das Amazonasgebiet als 
geostrategische Region betrachtet und internati-
onales Interesse am Erhalt des Regenwaldes mit 
dem Verweis auf die nationale Souveränität zu-
rückgewiesen. Inzwischen wurden Maßnahmen 
beschlossen, um Amazonien vor weiterem Raub-
bau zu bewahren. Die Einrichtung von Schutzge-
bieten steht jedoch häufig im Konflikt mit den ener-
gie- und infrastrukturpolitischen Plänen der Re-
gierung. Andererseits gibt sich Brasilien bei den 
internationalen Klimaverhandlungen seit eini-
gen Jahren als harter aber engagierter Verhand-
lungspartner. So ist das Land zu eigenen Anstren-
gungen bereit, sofern die Industrieländer einer 
unterschiedlichen Belastung von Industrie- und 
Schwellenländern zustimmen. Besonders das hohe 
wissenschaftliche Niveau und die diplomatische 
Professionalität Brasiliens werden lobend hervor-
gehoben (Scholz 2010: 24). Somit könnte Brasi-
lien eine Vorbildrolle in Lateinamerika in Bezug 
auf die Umwelt- und Sozialpolitik einnehmen. 
Die tägliche Realität im Amazonasgebiet spricht 
jedoch eine andere Sprache. Solange Amazonien 
ein weitgehend rechtsfreier Raum ist und die Um-
weltschutzmaßnahmen nicht durch Verwaltungs- 
und Justizreformen sowie gesellschaftliche Verän-
derungsprozesse flankiert werden, kann die Um-
weltpolitik Brasiliens nicht als nachhaltig bezeich-
net werden.
Die Konflikte um Wasserkraftwerke in Ama-
zonien weisen darüber hinaus eine internationale 
Komponente auf. Der Strom aus dem Wasserkraft-
werk Belo Monte soll in erster Linie in die ener-
gieintensiven exportorientierten Industriesektoren 
Bergbau und Aluminiumverhüttung fließen. Da-
mit will Brasilien seine ökonomische Erfolgsge-
schichte fortsetzen, die unter anderem auf einer 
aktiven Weltmarktintegration und einem stetigen 
Exportwachstum beruht (Scholz 2010: 22). Auch 
in Chile ist ein Wasserkraftwerk in Planung, das 
Arbeits plätze und Wirtschaftswachstum generie-
ren soll, gleichzeitig jedoch das fragile Ökosystem, 
den Tourismus und die Bürgerrechte der Anwoh-
ner gefährdet. Der billige Strom aus den Wasser-
kraftwerken Südamerikas garantiert niedrige Roh-
stoffpreise auf dem Weltmarkt und stärkt die Kon-
kurrenzfähigkeit südamerikanischer Volkswirt-
schaften. Damit werden Infrastruktur-Großpro-
jekte im Amazonasgebiet zu einem internationalen 
Streitpunkt, der auch auf die Agenda westlicher 
Staaten gehört.
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